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Tie Ursachen des Lussmmendrucds
Der vierte Unterausschuß deS Kriegsschulduntersuchung».

auSschuffes de« Reichstages, der die Ursachen deS Zusammen¬
bruches zu behandeln hatte , hat seine Arbeiten abgeschlossen
und legte daS Ergebnis seiner Verhandlungen in einer Ge¬
samtentschließung dem Reichstage vor. der sich gestern damit
beschäftigt hat .

Der erste Teil dieser Entschließung behandelt den mllitSrr -
sche« Zusammenbruch . Der Ausschuß kam hier zu folgendem
Schtußurteil : ..Di« Oberste Heeresleitung hat ihre Handlun¬
gen stets in dem guten Glauben begangen , damit dem Wähle
des gesamten Vaterlandes zu dienen . Di« Reichsregierung
hat sich auf das Urteil der Oberen Heeresleitung verlassen,
bi» diese selbst die Unmöglichkeit des Sieges eingestand . Sie
verfügte über keine Persönlichkeit, die sich gegen den Willen
der Obersten Heeresleitung durchzusehen vermocht«. Der
Unterausschuß hat in bezug auf die von ihm behandelten
Fragen des deutschen militärischen ZusannnenbrucheS 1818
keine Feststellungen getroffen , welche es rechtfertigen , nach
irgendeiner Seite hin zu einem Schuldurteil zu gelangen .

"
Der zweite Teil der Ausschußarbeiten betraf den innere «

Zusammenbruch . Die Entschließung des Ausschusses zu die¬
ser Frag « bildete die Grundlage für die gestrigen Plenar -
beraturigen deS Reichstages . Die Entschließung erörtert zu¬
nächst die allgemeinen Ursachen und Hergänge des inneren
Zusammenbruches und zwar die Voraussetzungen , die Propa¬
ganda für Frieden und Umsturz und die Novemberrevolution .
In einem zweiten Kapitel wird die Stellung des deutschen
Reichstages im Weltkrieg« behandelt.

Zn einem dritten Kapitel wird der Einfluß der Marin «
auf den Zusammenbruch untersucht . Über di« Borgänge i«
Jahre 1917 wird hier vom Ausschuß festgestellt, daß in der
Bewegung der Marinemannschaften ein politischer Gedanke
insoweit lag , als zahlreiche Mannschaften damals der USPD .in der Hoffnung beitraten , dadurch die Herbeiführung de»
Friedens zu beschleunigen. Ein Beweis dafür , daß führende
Persönlichkeiten der USPD . die Absichten der Matrosen ge-kannt oder gebilligt hätten , sei nicht erbracht worden . Nachden Vorgängen im Sommer 1917 hätten sich revolutionäre
Organisationen an Bord nicht feststellen lassen. Soweit die
Masse der Flottenmannschaften in Frage kam, hätten die
Meutereien im November 1918 keine auf Umwälzung der
Staatsform hinzielende Richtung gehabt . Sie erhielten erstim Laufe der Entwicklung einen deutlich erkennbaren poli¬
tischen Einschlag. Eine zentrale Leitung oder eine Verein¬
barung mit irgend welchen politischen Stellen wurde nicht
offenbar .

Di« Borgänge in Kiel bildeten den Auftakt zur allgemeine «
dentschen Revolution . Daß die Matrosen jedoch von sich au »
überall die Revolution veranlaßt hätten , treffe nicht zu . Die
revolutionären Ausbrüche in München und anderen süddeut¬
schen Städten , seien nicht unmittelbar durch di« Kieler Vor¬
gang« veranlaßt . Auch die Berliner Arbeiterzüge am 9. No¬
vember seien ohne unmittelbar « Mitwirkung der Matrosenin die Wege geleitet worden.

An einer anderen Stell « sagt die Entschließung , daß den
Führern der Mehrheitssozialdemokratie der Ausbruch der Re¬
volution unerwartet kam . Welche Personen und Gruppenim einzelnen Falle die Initiative ergriffen haben , lasse sichnicht überall feststellen. Die Frage , ob die Gegner Deutsch¬lands ihre Waffenstillstandsbedingungen ermäßigt hätten ,wenn das deutsche Volk sich zum letzten Widerstand bereit ge¬zeigt hätte , sei ungeklärt geblieben. Ob die Bedingungen de»
Versailler Friedens trotz der militärischen WehrlosigkeitDeutschlands durch politischen Widerstand irgendwie hättenermäßigt werden können, blieb strittig .Die Gcsamtentschließung kommt über den äußeren und deninneren Zusammenbruch zu folgendem Schlußergebnis :

„Abschließend ist festzustellen, daß von allen im Verlaufeder politischen Auseinandersetzungen der Nachkriegsjahre ge¬prägten Formen , die den deutschen Zusammenbruch auf ein«enrzige Ursache zurückzuführen suchen , kein« der Untersuchungdes Ausschusses standgehalten hat . Nur im wechselseitigenZusammenwirken zahlreicher Ursachen, von denen der Aus¬schuß dw hauptsächlichsten hervorgehoben hat , kann di« Schuldam Zusammenbruch gefunden werden.

Der Prodnktions - uuv Mnanzplan Rutzland»
WTB . Msskau . 22 . März . (Del. ) Der Volkskommissaren-rat der Sowjetunion bestätigte den Produktion », und Finanz ,plan für die Industrie , nach dem 1228 Millionen Rubel , d. h.um 16 Proz . mehr als im Vorjahre , für den Aufbau der In »dustrie bereitgestellt werden. In dem Plan find vorgesehen :Erhöhung der Bruttoproduktion um 23 Proz . gegenüber demBorjahre , Vermehrung der Arbeitskräfte um b Proz ., Stei¬

gerung des Arbeitslohnes um 7 Proz . und Herabsetzung der
Gestehungskosten der Industrieproduktion um 6 Proz . DerPlan hebt ferner die Notwendigkeit einer verstärkten Gnt -
Wicklung der Hüttenindustrie hervor , für die ein Zusatzbetragvon 37 Millionen Rubel bereitgestellt wird.

Oberingenieur Goldstein» der im Donezgebiet festgenommenwar . ist in Berlin eingetroffen ; sein Gesundheitszustand istnicht der beste . Goldstein erstattete heute , Freitag Vormittagnicht der beste . Goldstein erstattete heute , Freitagvormittagnachmittag wird er im Auswärtigen Amt empfangen werden .Enropabesuche. Man spricht davon, daß im Lauf« diesesWahres auch König Fuad von Ägypten, der Präsident dertürkischen Republik, Mustapha Kemal Pascha und der Schahvon Persien , Riza Khan, die wichtigsten Staaten Europas be¬suchen werden.

Letzte Nachrichten
Zur politischen Lüge

M . Berlin , 23. März. (Priv .-Tel. > Heute nachmittag
finde « zwischen den Parteien neue Verhandlungen über die
Ander » « « des Wahlgesetzes gegen die Split¬
tergruppen statt. Dabei ist aber zu beachten, daß die
ReichSregiernng nicht, wir in einzelnen Blätter« behauptet
wird, die Initiative von sich aus ergriffen hat . Da» Kabinett
hat vielmehr schon vor längerer Zeit eS ausdrücklich abge¬
lehnt, selbständig irgend etwas zu unternehmen, und wartet
ab, « aS die großen Parteien Vorschlägen werden .

I « übrige« find die wichtigsten Frage« «unmehr erledigt.
Sachliche Gegensätze bestehen, soweit es sich nm das Rot¬
programm handelt , nicht mehr, und man rechnet darauf,
daß der Ältestenrat des Reichstags, der heute zusammen-
tritt, der ReichSregiernng einen bestimmten Termin
sowohl für die Auflösung des Reichstags wie für dte
Neuwahlen Vorschläge» wird . Gegen die von Dn Strefe -
« aun gewünschte « bkürznn, de» Wahlkampfe » habe » sich
die verschiedenste» Stelle », namentlich auch der Reichstags-
Präsident , aus technische « Gründen ausgesprochen . Man rech¬
net damit, daß der Ältestenrat heute den 2V. Mai Vor¬
schlägen wird .

Die L «ge in Rumänien
hl . Berlin , 23. März. (Priv .-Tel .) Brattan « h«t

— wie an» Pari » gemeldet wird — an Poincarä et«
Danktelegramm für seine Unterstützung bei der Behandlung
der Schuldenfrage gerichtet. E» ist nunmehr nach die¬
len Jahre« gelungen, eine Einigung zu erzielen und zwar
durch Hrrabsetzn » , der rumänischen Schulden von S99
auf 175 Millionen Franken , womit auch die Möglichkeit zur
Stabilisierung de » Lei gegeben ist. Dieser Bor-
gang ist deshalb wichtig, weil Brattan« nun einen Erfolg«nfznweise» hat» während im übrige « seine Stellung *»«alle« Seite « erschüttert wird.

„New Hort Herald " zufolge hat die Königin Witwe
Marl « mit ihrer Tochter, Priuzesst» Kiliana, eine Er -
holnngSreis « nach Zypern für morgen »»gekündigtund will mehrere Wochen außer Landes bleibe ». Das hat in
Bukarest starke Erregung hervorgerufen , da dte KöniginWitwe bekanntlich dem Regentschaftsrat angrhört und da»
Land in einem Augenblick verlasse« will, in dem die schwerste«
Erschütterungen drohen.

Botschafter ». Prittwltz für Politik deS Frieden -
WTB . New Fort , 82. März . (Tel .) Bei einem im HotelAstor veranstalteten Festabend anläßlich des zehnjährigen Be¬stehens der Bereinigung Rew-Aorker Ausländskorresponden¬ten . sprach als Ehrengast der deutsche Botschafter v. Prittwttzund Gaffro «. Er betont« di« Presse und Diplomatie ge¬meinsame Berufsauffassung , daß ihre wichtigste Aufgabe dieArbeit für internationale Verständigung und Frenudschaftsei. Die Erfahrungen deS Weltkrieges hätten den Völkernneuen Antrieb zur Einleitung und Durchführung einer Poli¬tik der friedlichen Beilegung von Konflikten gegeben, undDeutschland habe, getreu der Präambel seiner Verfassung ,seinen ehrlichen Friedenswillen bewiesen, indem es durch denLocarnovertrag den Frieden am Rhein herstellte und mitacht Nationen Schiedsverträge abschloß , bereit , weiter« Ab¬kommen dieser Art einzugehen . Der Botschafter begrüßtees, daß kurz nach seinem Eintreffen Staatssekretär Kelloggdem Deutschen Reich den Abschluß von SchiedS- und Ber -gleichsverträgen ««geboten habe und lobte das warme Inter¬esse Amerikas an der Beseitigung des Krieges al« Instrumentnationaler Politik.

Au Spaniens Rückkehr in de« BSlkerbundWTB . Paris , 28 . März . (Tel .) Zu dem Beschluß Spa -«lens , wieder in den Völkerbund einzutreten , schreibt „PetitParisten "
, nirgends werde man sich über die Rücknahme derDemission Spaniens und über die Rückkehr des Pariserisch -sten aller Botschafter an den Genfer See aufrichtiger freuenals in Frankreich. Es bestehe übrigens die Möglichkit , daßdiesem doppelten Ereignis ein drittes folgt, das Frankreichvon ganzem Herzen mit Beifall begrüßen würde , nämlich dieZuteilung eines halbständigr» RatSsitzeS an Spanien durchdie Vollversammlung im September .

Ei « fpa«ifch.fra«z- ftfches Luftabkomme«
Ick . Berlin , 23. März . (Priv .-Tel .) Gestern ist in Pari »ein Luftabkommen zwischen Spanien und Frankreich abge¬schlossen worden, durch das Konzessionen für verschiedeneLufttiniea, namentlich zwischen den beiden Hanptstädten , er¬teilt werden . Es find gemischt« Gesellschaften vorgesehen.
Das Befinde« des Abz . ». Guörard , der an Grippe erkranktist , gibt zu ernsteren Besorgnissen vorerst keinen Anlaß .

Mit der Beilage: Badische Wahlfahrtsblätter Nr . 2

MUrtsckattlicke Nrnsckau
Mannheim , der größte Binnenhafen des deutschen

Südens , klagt über dauernden Rückgang, da der Um *
schlagverkehr in steigendem Umfang teils nach den ober¬
rheinischen Häfen , vor allem Straßburg , dem derzeitigen
Endpunkt der regelmäßigen Großschiffahrt, aber auch
nach Karlsruhe rlnd nach Aschaffenburg (für die nach
Bayern bestimmten Waren - und Kohlensendungen ) ab'
gewandert ist.

Vor allem wird der Rückgang Mannheim » auf die
ungünstige Tariflage des Hafens zurückgeführt, und es
wurde in einem kürzlich in Mannheim gehaltenen Vor¬
trag darauf hingewiesen , daß man einst von der früheren
badischen Staatsbahn als bevorzugter Platz behandelt
wurde , während Mannheim jetzt für die Reichsbahn nur
ein Platz von den vielen ist . Kürzlich beschäftigte sich
auch der Verkehrsausschuß des Reichstags mit der Lage
Mannheims und überwies eine Petition der dortigen
Handelskammer , der eine bereits im vorigen Jahre ver¬
öffentlichte Denkschrift zugrunde lag , der Reichsregie¬
gierung zur Erwägung . Die Denkschrift, die „Einwir¬
kung der Eisenbahntarifpolitik auf den Umschlag der
Mannheimer Häfen " fordert , wie seinerzeit auch Han -
delskammerpräsident Lenel beim Besuch des Reichsbahn¬
präsidenten vr . Dorpmüller in Karlsruhe , die Einfüh -
rung von ausreichenden Waffervmschlngstarife« für Gü¬
ter, soweit deren Abwanderung vom Rhein festgestellt ist,und Einbeziehung des Rheins in die Wettbewerbspolitik
der Reichsbahn .

Es werden somit nicht etwa Maßnahmen gegendie natürliche Verschiebung des Verkehrs nach an¬
dern deutschen Binnenhäfen verlangt , sondern lediglichdie Erhaltung des Frachtverkehrs auf dem Rhein , umdie natürlichen Verkehrsmöglichkeiten dieser bedeutend¬
sten deutschen Wasserstraße rationell im Interesse der
gesamten Volkswirtschaft auszunutzen . Ein solches Ver¬
langen Mannheims mutz als recht und billig erscheinen,und es wurde mit Recht darauf hingewiesen , daß ein
Kampf der Reichsbahn gegen die Rheinschiffahrt bestehe,der der deutschen Gesamtwirtschast und im besonderender Wirtschaft des ohnehin schtver genug heimgesuchten
deutschen Westens und Südwestens schwer schade. Die
Reichsbahn hat , wie regierungsseitig im Verkehrsau si
schutz mitgeteilt wurde , zu den kürzlich geschaffen n
tariflichen Erleichterungen für den Rhein jetzt weit « :ein Aussicht gestellt , für die das Reichsverkehrsmb i»
sterium sich einsetzen will . An der Einführung aus¬
reichender Wasserumjchlagtarife , durch welche die Ver¬
günstigung der Seehäfen durch die Seehafen -Ausnahme -
tarife in gerechter Weise ausgeglichen wird , haben na¬
türlich auch die anderen Leiden badischen RheinhäfenKarlsruhe und Kehl gleichfalls das größte Interesse .

Günstiger als für Mannheim haben sich die Berhält -
niffe für Karlsruhe entwickelt. Eine Vorlage an den
Bürgerausschutz weist darauf hin , daß der Karlsruher
Hafenverkehr 1927 2139000 Tonnen betrug, 44 Proz .mehr als der höchste Stand der Vorkriegszeit 1913. Der
Kohlenverkehr ist auf 2 Mill . Tonnen gestiegen und
überschreitet den größten Vorkriegsverkehr um 80 Proz .Es sind verschiedene Erweiterungen der Betriebseinrich¬
tungen geplant , u. a. auch ein Rückkauf von nicht ge¬
nügend ausgenutztem , zur Zeit in Händen der Berlin -
Karlsruher Jndustriewerke befindlichen Gelände , oder
Enffchädigung der Firma für dieses abgetretene Gelände
am künftigen fünften Hafenbecken , dessen Erbauung
schon seit längerem beschlossen ist, aber am Geldmangel
bisher scheiterte.

Besonders stark war der Aufschwung des Straßburger
Rheinhafens , der von der französischen Regierung mitallen Mitteln gefördert wird . Seine Verkehrsziffer be¬
trug 1927 4,7 Mill . Tonnen , so daß Stratzburg nun¬mehr direkt hinter Mannheim , dessen Umschlag immer
noch ungefähr 6Z Mill . beträgt , an die dritte Stelle unterden Rheinhäfen — der größte Rheinhafen ist Dnisburg -
Ruhrort — gerückt ist. Nicht weniger als acht neue
große Hafenbecken sind geplant , bzw . im Bau . Übrigenswird im Juli dieses Jahres die letzte ftanzösische Zonedes Kehler Hafens verschwinden, in der 1927 194 000
Tonnen für Straßburg umgeschlagen wurden, und dann
Stratzburg auf seine eigenen Anlagen angewiesen sein .Bon den neuen Becken ist ein großes Petroleumb « ken



im vorigen Jahr sertiggestellt worden . Gegenwärtig istdas Kilometer lange Vaubanbecken im 'Bau /
* * "

Im Konkurs der Firma Himinrlshach A. -M . — der.größte Teil ihrer Werke ist an ein Konsortium unter
Führung der Dresdener Bank verkauft und eine neue
Firma „Jmpreva Holzimprägnierung und Holzverwer¬tung A .-G .

" begründet worden — soll nun ein Zwangs¬
vergleich versucht werden , bei dem ohne Berücksichtigungder 3,5 Millionen betragenden Schadenersatzforderungendes bayerischen Staates , jetzt über 4V Proz . für die
Gläubiger in der Masse liegen . Der Konkurs würde
so eine über Erwarten günstige und die früheren
Schätzungen erheblich übertrefsende Abwicklung erfahren.Es handelt sich nun darum , ob die bayerische Regierung
auf ihre wegen ihrer aus der Abholzung der pfälzischen
Waldungen entstandenen Schadenansprüche verzichtenwird , während die Firma Gegenforderungen an den
bayerischen Staat und auch gegen andere deutsche Länder,darunter Preußen , wegen des von ihr behaupteten Boy¬kotts erhoben hat . Zu letzterem Punkt kann gesagtwerden , daß der Boykott , der juristisch immerhin erst er»
wiesen werden muß , nicht die Hauptursache des Zusam -
menbruchs der Firma war , der im wesentlichen auf die
nicht glückliche Geschäftsführung — u . a. die Mologa -
verluste —- zurückzuführen ist. Der Konkursverwalterwill auf einen gegenseitigen Verzicht — Bayerns undder Firma — auf alle Ansprüche, wie er von der bayeri¬
schen Regierung vorgeschlagen wird , wegen möglicher
Regreßansprüche jedoch nicht eingehen und beabsichtigtnun , einen Treuhänderzwangsvergleich vorzuschlagen,wonach der vom bayerischen Staat geforderte Anteil der
Verteilungsmasse zunächst bis zur Austragung desStreits von einem Treuhänder verwaltet werden soll.Seinerseits will der Konkursverwalter jedoch weitere
Prozesse gegen Reich und Länder nicht aufnehmen , um
wenigstens die baldige Verteilung der vorläufigen Quotean die Gläubiger zu ermöglichen und die Verteilungs¬masse nicht noch jahrelang festzulegen . *

. *

Die Genker Abrüstungsverbandlungen
Litwinow antwortet

Nach kurzen Erklärungen der Vertreter Argentiniens undChiles , die sich gleichfalls gegen den russischen Entwurf aus -sprachen, nahm am Donnerstag Litwinow im vorbereitendenAbrüstungsausschuß in Genf das Wort zu seiner mit Span -nuna erwarteten Entgegn ««, auf die geübte Kritik an seinem«Lrustungsvorschlag.
Rußland habe seit den letzten 10 Jahren weder einen An¬griffs -, noch «inen Verteidigungskrieg geführt . Litwinowwandte sich sodann gegen die Behauptung von rustischerSabotage am Völkerbund und gegen die Hineinziehung völker¬rechtlicher und staatseigener Angelegenheiten ui die Ab¬rüstungsdebatte . Die Bedenken wegen der wirtschaftlichenund sozialen Sicherheit , die durch das russische Projekt nichtgewährleistet sei , könne er nicht teilen , wobei er besondersbetonte, daß die wirtschaftlich schwachen Staaten wegen derLieferung ihrer Rüstungen ebenfalls von den wirtschaftlichstarken abhängig find. Im letzten Teile seiner Rede, in der

sich Litwinoff noch mit einer Reihe von Bemerkungen desenglischen Delegierten auseinandersetzt « , betonte er schließlich ,daß er vom Ausschuß nur die Stellungnahme zu deneigentlichen Grundprinzipien des russischen Entwurfes ver¬langt habe, der im übrigen durch weitere Verhandlungen we¬sentlich verbessert werden könnt« . Er wolle vor allem vondem englischen Delegierten wissen , ob er im Prinzip dieersten 86 Artikel, di« den Grundsatz der allgemeinenAbrüstung betreffen , annehmen könne. Wenn natürlich dieMehrheit des Ausschuffes den Grundsatz der vollständigenAbrüstung für unannehmbar halt«, so sei jede weitere Aus¬sprache zwecklos . Die sowjetrusfische Delegation lege demGedanken der allgemeinen Abrüstung einen so großen Wertbei , daß sie, solange die geringste Hoffnung zu ihrer Verwirk-lichung bestehe , selbstverständlich an einer weiteren Aus¬sprache dieser Vorschläge teilnehme . In bezug auf das Er -gebnis einer weiteren Aussprache gebe er sich allerdings kei-ner Täuschung hin .

Zu der BestechuugsaffSreibet der Reichsbahn
berichtet eine Berliner Korrespondenz : DaS Eifenbahnzeutral -amt in Berlin hat für die gesamt« deutsche Reichsbahn dasnotwendige Material , die Lokomotiven, Wagen , Schienen,Schwellen usw. zu beschaffen. Wiederholt ist behauptet wor¬den, daß im Zentralamt der eine oder der andere Beamte nichtmit der erforderlichen Korrektheit arbeite . Vor einigen Wo¬chen tauchte nun wiederum ein Gerücht auf , daß bei der Ver¬gebung von Eisen für Waggonbauten eine Kölner Firma inauffälliger Weise bevorzugt worden sei. Als diese Gerüchte sichimmer mehr verdichteten, unterbreitete Generaldirektor Dorp -müller der Staatsanwaltschaft das gesamte Material , soweites der Reichsbahn bekannt geworden war .Der beschuldigte Oberbaurat Schulde, der beim Eisenbahn¬zentralamt in erster Linie als Konstrukteur tätig war , hatteeine Erfindung gemacht, die eine wesentliche Verbesserung der
sogenannten Achslagerschalen brachte. Als Beamter hätte erdiese . Erfindung seines Behörde zur Verfügung stellen müssen.Das tat Oberbaurat Schultze jedoch nicht , sondern er schloß imNovember mit einer Kölner Firma einen Vertrag , in dem ihmfür alle Ankäufe der Schultzefchen Lagerschalen durch das
Eisenbahnzentralamt eine Provision von 5 Prozent zugefichertwurde . Schulde verstand es, auf die Bestellungsabteilung in¬soweit Einfluß zu nehmen , daß von dort aus tatsächlich dieKölner Firma in sehr starker Weise herangezogen wurde . Wiegroß die Bestellungen des Eisenbahnzentralamtes bei denn. Köl¬ner Unternehmen gewesen sind, geht aus der Tatsache hervor ,daß im Laufe der Jahre der Oberbaurat weit über 166 666Reichsmark Lizenzgebühren erhalten hat . Er soll jedoch, wieverlautet , die ihm zustehenden Lizenzgebühren nur zum Teilerhalten haben . Auf dem Wege von Köln nach Berlin ist einTeil der für ihn bestimmten Summen hängen gebliöben undvon einem Angestellten unterschlagen worden.Es ist damit ' zu rechnen, daß die Untersuchung noch weitereAusdehnung erfährt , zumal jetzt mich noch aridere Gerüchteernstlich nächgeprüft werden sollen , die über das Zentralamtim Umlauf -sind.

*
. Pr . Berlin , 28. März , (Tel .) Wie der . „Berliner , Mwag "

berichtet, hat sich di« Beschuldigung der passiven Bestechunggegen den Rejchsbahnoberrat Schulhe (x-i den angeitelltenUntersuch» Ncien - solltest '
stichbaftig erwiesen , daß er heutevormittag fristlos eiitlaffrn wurde.

• * Deutscher ureickstsg
WTB . Perlin , 22 . Mai .

Ohne Aussprache wird in allen drei Lesungen das Gesetz. über den GehietsauStuusch zwischen Sachse» und Thüringenangenommen . - . ;
Es folgt - di« zweite Beratung der deutsch -französischen Ver¬einbarung A »er den
Warenaustausch zwischen de« Saarbrckengrbtet und dem

denlschen Zollgebiet.
Abg. Or. Reichert (Deutschn .) führt äuS, diese Vorlage gebeneuen Anlaß zum Protest gegen die ungerechte und wider¬natürliche Abtrennung des deutschen Saargebietes vom deut¬schen Zollgebiet. Das vorliegend« Abkommen bringe der be-drängten Bevölkerung noch nicht die ersehnte Erlösung .Aba . Sollmann (Soz . ) nennt es einen unerhörten Zustand,daß die kerndeutsche Bevölkerung an der Saar ohne «in

wirkliches Parlament einer fremden Regierung überant¬wortet sei .
Abg . Hosmann -LudwigShafen (Ztr . ) beklagt gleichfalls daS

Schicksal der Saarbevölkerung , die ftanzösischer Mißwirtschaftausgeliefert fei . Vom Reichstag aus werde der Gruß dieserBevölkerung erwidert mit dem Ruf : „Deutsch an der Saarauf immerdar ! " (Beifall ).Die Vereinbarung wird hierauf in zweiter und dritterBeratung angenommen .
Es wird dann eine vom Auswärtigen Ausschuß vorgelegteEntschließung angenommen , di« von der Regierung Maßnah¬men verlangt , um bie Rechte der deutschen Gläubiger gegen¬über dem von der Tschechoslowakei beschlossenen Abwertungs -

gesetz betr . bie alten Silber - und Goldmarkprioritäten undSparguthaben zu wahren .Der deutsch-polnische Vertrag über polnische landwirtschaft .lichr Arbeiter wird in zweiter und dritter Beratung ange¬nommen , ebenso das Zusatzabkommen zum deutsch -litauischenHandelsvertrag .
Es folgt der mündliche Bericht des parlamentarischen Un¬

tersuchungsausschusses über
die Ursachen des inneren Zusammenbruchs im Weltkriege.Der Ausschuß hat die Ergebnisse der Untersuchung in einer

Gesamtentschließung zusammengefaßt .
Abg . Or. Philipp (Deutschn. ) berichtete über die Verhand¬lungen deH vierten Unterausschusses, der sich in 94 Sitzungenmit der Frage des inneren Zusammenbruchs eingehend be¬

schäftigt habe. Den Kernpunkt der Verhandlungen habeimmer wieder die Frage gebildet, ob die Revolution gemachtwurde , »der ob sie sozusagen von selbst gekommen sei . Die
Ausschußmitglieber wichen in der Beantwortung dieser Frageerheblich voneinander ab.

Aba . Rosenberg gelangte zu dem Ergebnis , daß es sich inderRevolution um einen Zusammenbruch des in seinennationalen Wünschen und Hoffnungen enttäuschten Bürger¬tums handelte .
Abg . vr . Bergsträßer wies insbesondere auf die psycholo¬gischen Gründe hin , die mit zum Zusammenbruch des HeerSgeführt hätten . Beide hätten verneint , daß die UnabhängigeSozialdemokratie als solche revolutionäre Propaganda getrie¬ben habe. Dieser Auffassung 'habe Abg . Graf zu Eulenburgmehrfach entschieden widersprochen. Seiner Auffassung nachhabe di« Unabhängige Sozialdemokratie doch durch die Artihrer Propaganda und durch ihren Standpunkt in der Fragedes Streikrechtes während des Krieges den AnSbruch der Re¬volution mitvorbereitet , deren Führung alsbald di« sozial¬demokratischen Parteien gemeinsam übernommen haben . Beider Besprechung der Friedensresolution des Reichstages habesich di« Frage erhoben , bb die Regierung den Siebener -Aus¬

schuß in die ganze, mit dem Friedenswerk des Papstes zu¬sammenhängende Politik hatte Einsicht nehmen lassen odernicht . Sowohl der Gutachter Or. Bredt , wie ein Teil der
Ausschuhmitglieder lvaren in dieser Hinsicht zu einer nega¬tiven , den früheren Reichskanzler vr Michaelis mit dem Vor¬wurf der Zweideutigkeit belastenden Auffaffung gelangt , überdie entscheidende Frag «, ob der Reichstag im Laufe des Krie¬ges zu viel oder zu wenig Einfluß auf die Führung der Poli -til genommen hat , konnte der Ausschuß zu einer überein¬stimmenden Ansicht nicht gelangen . Abschließend hat der Aus¬
schuß sestgestellt , daß die Schuld am Zusammenbruch nur im
wechselseitigen Zusammenwirken zahlreicher Ursachen gefun¬den werden kann.

Ohne weitere Aussprache stimmte das Haus der AuSschuß -
entschließung zu.

ES folgte die zweite Beratung
des Haushalts des RrichSministeriums des Innern .

Der Ausschuß legte dazu eine ganze Reihe von Entschlie¬
ßungen vor. Eine Entschließung fordert , daß di« Vertretervon Reichs-, Staats - und Kommunalbehörden an Veranstal¬
tungen , bei denen Flaggenschmuck verwendet wird , nur dannin ihrer amtlichen Eigenschaft teilnehmen , wenn die Rrichs-
farben an hervorragender Stelle gezeigt werden.Eine weitere Entschließung verlangt einen Gesetzentwurf,der für alle Deutschen anstelle der Staatsangehörigkeit die
deutsche Reichsangehörtgketl setzt. Weiter werden Maßnah¬men gefordert , daß nicht lebensfähige kleine Länder sich mit
benachbarten größeren Ländern vereinigen . Schließlich solldarauf hingewiesen werden, daß die überflüssigen und kost¬spieligen Gesandtschaften der Länder untereinander aufge¬hoben iverden. Der Religionsunterricht soll in den Schulennach den Bestimmungen der Reichsverfassung erteilt werdenund im Gesamtunterricht sollen die religiösen Gefühle devKinder nicht verletzt werden.

Abg. Sollmann (Soz .) erklärt , das Reichsinnenministerium
sei zu einer deutschnationalen Parteifiliale geworden,v. Keudell habe den Direktor der Berfafsungsabteilung ,Or. Brecht, gemaßregelt , weil Or Brecht Republikaner ist. Be¬amte, di« dem früheren Kaiser Glückwünsche nach Holland '
senden, sollten auf Gehalt von der Republik verzichten undals Lakaien bei Sr . Majestät Dienst nehmen . Der Föderativ¬
gedanke sei gut für die Einigung Europas , unbrauchbar aberfür Deutschland.

Abg . Berndt (Deutschn. ) erklärt , schon die Vorlage deS
Neichsschulgesehes allein sei eine Großtat der letzten Regie¬rungskoalition gewesen. Das Scheitern des Schulgesetzes er¬
rege Empörung bei der ganzen christlichen Elternschaft . Dieunter , dem Schlagwort Einheitsstaat geführte Agitation seiaus parteipolitischen Gründen künstlich entfacht worden. Die
Gefühle der Süddeutschen sollten pfleglicher behandelt wer¬den . Beim Kapputsch habe sich die damals sozialdenwkra-
tische Reichsregierüng nur in Württemberg sichergefühlt. Die '
Deutschnationalen würden alle Anträge ablehnen , die uni¬
tarischen Charafter haben . Die Ursache aller Mißstände seidie demokratisch -parlamentarische Weimarer Verfassung , die
für Deutschland nicht Passe. Die Regierung müffe unabhängigvom Vertrauen des Parlaments sein. Der Reichspräsident
müsse das Recht haben, die Minister zu ernennen und . gegen
Parlamentsbeschlüsse Einspruch -zu erheben. Der Reichs¬
präsident müsse dieselben Recht« haben wie der Präsident der
Vereinigten

' Staaten . Von den Parteien der Linken werde
« in wütender Hatz gegen . ditz ..alten „Traditionen . _ vor allem
gegen di« schwarz - weiß- roie Fahne gepflegt, __ während di«
Teutschnationalen ihre volle Loyalität - der schwarzxrpt-gostdenen Fahne gegenüber bewiesen hätten (Unruhe links) .Wenn unsere Minister deutschnationale Beamte in die Ver - -

waltung . bruigen , dann handelt es sich um tüchttge Leut«(Gelachter lints ) , der ' preußische sozialdemokratische Innen -nnnrster betrachtet aber den Staat als den ersten Diener derSozialdemokratie . ■> r . ■« . — -
Unter großem Lärm schließt Abg. Berndt seine Red«.Um 17% Uhr wird die Weiterbrratung auf Freitag 14 Uhr. vertagt . ,

Der Barmatprozeß. In der Mittwoch -Sitzung des Barmat-prozefies zu Berlin wurden die Plädoyers und Repliken be¬endet. Bei der nächsten Sitzung am Samstag werden die An¬geklagten Gelegenheit erhalten , . ihr Schlußwort zu sprechen .Die beiden kommenden Wochen sind der Beratung des GerichtsVorbehalten. Es wird voraussichtlich in jeder Woche nur eineformale Sitzung stattfinden .
Überführung der Fememörder tnS Zuchthaus . Wie ausEerkin ^ meldet wird , werden in der nächsten Woche di« imFalle Wilms Verurteilten , nämlich Oberleutnant Schulz,Oberleutnant Fuhrmann , die von der preußischen Regierungzu lebenslänglichem Zuchthaus begnadigt worden sind, sowieKlapproth und Umhofer ins Zuchthaus übergeführt werden.D:e Unterbringung im Zuchthaus erfolgt jetzt , nachdem dieBegnadigung rechtskräftig geworden und von der preußischenRegierung dem Präsidenten des Strafvollzugsamtes mitge¬teilt worden ist.

Brurze « acbrlcbten
Zusammentritt des hessische-- Landtages . Das Plenum da»hessischen Landtages wird am Mittwoch zu einer Tagung zu¬sammentreten , in der der soeben vom Ausschuß verabschiedeteEtat beraten werden soll .
Ministerialdirektor z . D . Edler von Stockhammrr +. Mini¬sterialdirektor im Auswärtigen Amt z. D„ LegationSralEdler von Stockhammer ist in Berlin im Alter von 68 Jah¬ren gestorben.
Abg. Rheinländer si. Der im Reichstagswahlkreis West¬falen -Süd gewählte Zentrumsabgeordnete Schulrat AntonRheinländer aus Münster i . W . ist heute, Freitag früh um5 Uhr, einem Herzschlag erlegen . Rheinländer ist in letzterZeit besonders bekannt geworden durch sein« Beteiligung ander Beratung des gescheiterten Reichsschulgesehentwurfes.

' Er
hat nur «in Alter von 62 Jahren erreicht.

Deutsche Frauen in Genf . An den Beratungen der Kom¬
mission des Völkerbundes gegen den Mädchenhandel und fürKmder - und Jugendschutz beteiligten sich deutscherseits Frauvr . Bäumrr und Frau vr Matz.

Lohnbewegung im Hamburger Hafen . Die Hamburger
Hafenarbeiter haben den Lohntarif zum 31 . März 1928 ge»

Der polnische Sejm und Senat sind zum 27 . März zu ihrerersten Sitzung einberufen worden.
In der Einwanderungsquote der Bereinigten Staate » istfür ein weiteres Jahr fein« Änderung vorgesehen.
Luftschiffbau in Amerika. Amerika plant den Bau zweiergroßer Lenkluftfchiffe mit einem Höchstradius von 11200 See¬meilen .

Wadiscder Landtag
Der Haushaltungsausschuß

setzte am Donnerstag seine Beratungen über den Etat deS
Finanzministeriums fort .

Beim Titel „Wasser- und Straßenbau " stellt ein Mitgliedder Bürgerl . Vereinigung den Antrag , 69 060 Mi zu streichen.Der Antrag wurde abgelehnt.
Ein Zentrumsredner tritt für die Erleichterung der Bermes-

sungSkosten , die vor dem Kriege um ein Drittel geringer ge¬wesen seien, ein . Der Regierungsvertreter betont , daß eine
wesentliche Herabsetzung der Vermessungsgebühren nicht mög-
lich sei . Ein anderer Zentrumsredner verlangt eine gründlicheFlurbereinigung durch Gesetz . Auch ein sozialdemokratischerRedner verlangt beschleunigte Vorlegung eines diesbezüglichenGesetzes, während ein Vertreter der Bürgerl . Vereinigungvorher die Rentabilitätsfrage der Landwirtschaft gelöst habenwill.

Für den Straßenbau sind im ordentlichen Etat 3 261700
Reichsmark vorgesehen. Es kommt eine Reihe von Wünschenzur Sprache .

Ein sozialdemokratischer Redner wünscht, daß den Strassen »
Verhältnissen im Seekreis mehr Beachtung geschenkt werden
soll , während ein Zentrumsredner den schlechten Zustand der
Straßen im Bezirke Stockach . Pfullendorf und Meßkirch be¬
klagt. Die Regierung will Abhilfe schäften.

Einstimmig angenommen wurde ein Antrag der Koalitions¬
parteien , zu prüfen , ob und wann zu den bisherigen Straßen «und Kreiswegen weitere in den Straßenlandesverband aufge -
genommen werden könnten, und möglichst im nächsten Staats -
Voranschlag Mittel anzufordern .

Ebenfalls angenommen wurde ein Antrag der DeutschenVolkspartei , die den Kreisen und Gemeinden durch die Umlei¬
tung des Straßenverkehrs entstehenden Mehrkosten den Kreisenund Gemeinden zu ersehen.

Eine Eingabe der badischen Sieinindustrie , die von der Re¬
gierung zur Aufrechterhaltung der Betriebe weitere Aufträgeim Betrage von 500 000 Ml sofort wünscht , wurde von der
Regierung abschlägig beschieden, weil zur Zeit ein solcher Be¬
darf nicht vorhanden ' sei . Die Steimndustrie müsse sich umden weiteren Absatz bei den Gemeinden und Städten bemühen.Bei der Besprechung des Titels „Wasierbau " wurde voneinen: sozialdemokratischen Redner der Wunsch ansgedrückt,daß hinsichtlich der Donauvrrsickcrung zwischen Baden und
Württenrberg ein volles Einvernehmen erzielt werde. Ein Re-
oierungSvertreter erklärte dazu , daß die badische Regierung an
das von dem Reichsgericht ergangene Urteil sich halte . Auchein Zentrumsredner wünscht eine Einigung mit Württemberg .Bon Zentrumsseite wird dann wegen der Regulierung der
Aach und des BodenfreS gefragt . Der Regierungsvertreter gibt
zu . daß die Flußregulierung der Aach möglich sei .

Im weiteren Verlaufe wird betont, daß Turbach und Ap¬
penweier eines Zuschusses zur Wasserleitung dringend bedürf¬tig seien.

Im außerordentlichen Etat werden 14 Millionen für die
Instandsetzung der Landstraßen als dritte Teilfvrderung an¬
gefordert .

Auf die Anfrage eine? ZentrumSrednerS über den Standder Verhärtungen zwischen Deutschland und Frankreich ivegenÄnderung der Straßen - und Brückenverhältnisse Zwischen Kap¬pe ! a . Rh und Rheinau i . Elsaß erklärt die Regierung , Baden
sei bereit , den ihm zukommenden Beitrag zu leisten. Die Ver¬
handlungen würden vom Auswärtigen Amt in Berlin mit
Paris geführt . , ,Beim Titel „Hochbäüwcsen" stellt ein Abgeordneter der Bür¬
gerlichen BoreinigMg den Ägtrag , 40 OÖÖ.J ?W Kunstreichen . Der
Antrag wird abgelehnt und ein Antrag derMchlitionsparteien ,10 000 Ml zu streiche », angenommen .



: . Der autzerovdenüiche Stat .steht - L90000 Mi für M * »« »*«* •
» »hnnngr « vor . (Kn Abstrich von 90000 Mt wird billigt .
Sin Zentrumsredner regt an . daß die vorgesehenen Arbeiten
recht bald in Angriff genommen werden möchten , um der Ar -

i beitslosigkeit in der Bauarbeiterschast entgegenzuVirken . Dann'
fragt der Abgeordnete an , ob eS richtig -sei«.datz d« Handwerrs -
kammern , die die Arbeitgeberverbände se« n . sich beschwer» ^
jj ^ rer ^d an daS Mnanzmrnisterium gewandt hätten , Werl auch
ÄÄLpitzenverbände der Gewerkschaften bet der devge ^ rng der

. staatlichen Arbeiten vorher gehört werden sollen . Der Münster
bejaht dies . Auch di« GewerffchaftSsprtzen sollten ber Verge¬
bung der Arbeiten herangezogen werden . _ . - - .Bei dem Titel Domänen und Fersten fragte e,n Redner der
Bürgerl . Vereinigung , warum die Einnahmen aus den Do -
mänen und Forsten so hoch angesetzt seren . Rach der Regle -
runaserklärung beruhen die Einnahmen aus der Grundlage
der Regierungsergetmiffe der letzten drei Jahre . Die Koali -
tionsparteien beantragten bei Tit . 4 tz 9 die Ausgaben von

- 87 000 Ml auf 77 000 Ml herabzu setzen. was Annahme fand .
Der Regierungsvertreter bejaht die Anfrage eines Zentrums -
redners , ob die Regierung bei der schlechten Wirtschaftslage

rauch Pachtnachlaß gewähre .
Ein Redner der Bürger ! . Bereinigung stellt zu 8 14 den

Antrag , 30 000 Ml zu streichen . Die Abstimmung über biesen
Antrag wird ausgesetzt . Ein Antrag , bei der Position Schleß »
gttrten 20 000 Ml zu streichen , wird angenommen . 84 Ge¬
bäude find der Fernheizung an geschloffen . Es soll ein dritter
Kessel mit einem Kostenaufwand von 98000 Ml beschafft
werden .

Bei der Position Kirchen und Pfarreien bemänget !' die Deutsche Voltspartei die Steigerung von 208 000 Ml . Der
, Rechnungsdurchschnitt in den letzten drei Jahren beläuft sich
- auf 928 000 Ml . § 22 , in dem 1008 000 Ml gefordert werden ,wird ausgesetzt und eine Zergliederung der Kompetenzen von
• der Regierung verlangt .
: Der Etat der Salinen , BerÄau und Münzverwaltung in

Einnahmen und Ausgaben wird genehmigt .

Entwurf eines Landesjustizkostengesetzes
Wie bereits mitgeteilt , hat die Regierung dem Landtag den

Entwurf eines Landesjustizkostengesetzes vorgelegt . Aus einer
vergleichenden Darstellung ergibt sich, daß in Baden durchweg
die niedersten Beurkundungsgebühren erhoben werden . Eine
Angleichung cm die Gebühren der anderen Länder kann bei
der heutigen Finanzlage des Staates nicht weiter hinausge¬
schoben werden . Deshalb erstrebt der Entwurf neben einer
angemeffenen Erhöhung der Gebühren für Urkunden eine
möglichste Vereinfachung der gesetzlichen Bestimmungen , um
ihre Handhabung in der Praxis zn erleichtern . An Stelle der
bisherigen drei Gebührenreihen A , B und C enthält der Ent - '
Wurf nur eine Gebührenreihe . Pauschsätze sollen in Zukunft
nicht mehr erhoben werden , sie find in den Gebührentarif hin¬
eingearbeitet . Zweifel , die sich bisher bei der Anwendung des
Gesetzes ergaben , wurden nach Möglichkeit klargestellt .

Der Entwurf umfaßt 122 §§ und ist in vier Teile eingeteilt .Der erste Teil enthält die allgemeinen Bestimmungen . Der
zweite Teil umfaßt die Geschäfte der freiwilligen Gerichtsbar¬keit ; der dritte bringt die Bestimmungen über die Zwangsver¬
steigerung und die Zwangsverwaltung und einige wenige Be¬
stimmungen über Angelegenheiten der streitigen Gerichtsbar¬keit , auf die das Reichsgerichtskostengesetz sonst keine Anwen¬
dung findet . Im vierten Teil finden sich die Schluß - und Voll -
zugsbestimm -uugen .

Der Entwurf schließt sich bekanntlich infolge der gleichgela -
?

eiten Verhältnisse weitgehend der württembergischen Gerichts¬
ostenordnung an , insbesondere ist die Gebühren '

staffel gleich¬lautend mit dem württembergischen Gebührentarif . Die volle
Gebühr beträgt darnach bei einem Wert des Gegenstandes bis
zu 200 Ml einschließlich 2 Ml ', sie staffelt sich dann für Werte
von mehr als 200 Ml bis 100 000 Ml in Beträge von 3 Ml
bis 196 Ml . Die ferneren Wertklaffen steigen um je 10 000
Reichsmark und die Gebühren hieraus bei einem Wert von
mehr als 100 000 Ml bis 1 Million Ml um je 12 Mt , von
mehr als 1 Million Ml um je 10 Ml . Von der Zahlung der
Gebühren sind befreit : das Reich , Religionsgefellschaften , Kir¬
chengemeinden im Sinne des Ortskirchensteuergesetzes und
kirchliche Fonds , öffentliche Anstalten und Stiftungen für
Wohltätigkeit oder Unterricht , Körperschaften des öffentlichen
Rechts in Angelegenheiten , welche die Schaffung gesunder Woh¬
nungen für Minderbemittelte betreffen , sowie ( unter gewissen
Voraussetzungen ) Vereinigungen , deren Zweck satzungSgemäß
und tatsächlich ausschließlich darauf gerichtet ist , minderbemit¬
telten Personen gesunde und zweckmäßig eingerichtete Woh¬
nungen in eigens erbauten oder angekauften Häusern zu bil¬
ligen Preisen zu verschaffen . Außerbadischen Ländern kann
das Justizministerium bei Gegenseitigkeit Gebührensveiheit be¬
willigen .

In den Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit fallen Vor¬
mundschaft , Pflegschaft , Beistandschaft und Elterliche Gewalt .
Die Venvaltungsgebühr betrug bisher von - je 400 Ml 1 Ml ,
sie soll künftig von 800 Ml 1 Ml des Vermögens des Mün¬
dels betragen . Die Rechnungsgebühr betrug bisher 10 Mpf von
400 Ml Vermögen , künftig 20 Jlfif von je angefangenen 500
Reichsmark . Tie Gebührenfreigrenze wird , von einigen Aus -
nabmesällen abgesehen , auf 2500 Ml erhöht . Bei Annahme an
Kindesstatt betrügt die Gebühr für einen Geschäftswelt - von
2000 Ml nach dem Entwurf 9 Ml (jetzt mit Pauschsatz 17,20
Reichsmark ) .

Über die finanzielle Auswirkung des neuen Gesetzes kön¬nen bestimmte Angaben nicht gemacht werden . Man rechnet
schätzungsweise mir einer Verdoppelung der Gebühren für Ur¬kunden ; aus den anderen Gebieten , insbesondere in Grund¬buch- und Registersachen , sind keine wesentlichen Mehreinnah¬men zu erwarten . Das Justizministerium soll ermächtigt wer «deit , sich gegebenenfalls einer Vereinbarung der Länder anzu -
sch'.ießen . Tie Änderungen der Kostenregelung wären dem
Landtag zur Kenntnis zu bringen .

Die Autostraße Frankfurt — Basel
Nach einer Mitteilung der Hasraba soll mit dem Bau der

Autostraße ftreckenweise dort begonnen werden , wo die ver -
kehrswirtschaftlickien Verhältnisse besonders günstig liegen . Die
Teilstrecke Wirlsckiastsgebiet Frankfurt —Mainz —Wiesbaden
über Darmstadt nach dem Wirtschaftsgebiet Heidelberg —Mann¬
heim —LndwigSbaien iit als erster Bauabschnitt unter Einbe¬
ziehung der in baureifer Vorbereitung befindlichen Autostraße
Mannheim —Heidelberg in Aussicht genommen /

Lohnbewegungen in Bade «
In dem Tarifstreit in der oberbadischen Metallindustrie fin¬

den erneuie Verhandlungen in Karlsruhe vor dem Landes¬
schlichter Mitte nächster Woche statt . Die Arbeitgeber haben die
Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches des Schlichtungs¬
ausschusses Freiburg vom 18. d. M . beantragt .

Gsmelnde-lkuiidöcbsu
. Der Heidelberg » BürgeranSichuß tritt am 30 . März zu«iner Sitzung zusammen . Als erster Punkt steht auf der

Tagesordnung die Neufassung dSr Wertzuwachsstearr fürdie Stadt Heidelberg ; d« vom Ctadtrat vorgeschlagene - Fas¬sung hält .sich nn wesentlichen an den von der Stadt Mann¬
heim bereits mit der badischen Regierung beratenen Entwurf »der auch für die übrigen badischen Städte maßgebend ist undmit dessen Einführung eine wesentliche Erhöhung der bis¬
herigen Erträgnisse erzielt werden kann . Die Bezüge fürdie Bürgermeister sollen wie folgt sestgelegt werden : Ober¬
bürgermeister 22290 Ml als Grundgehalt und 2160 Ml als
Wohnungsgeldzuschuß . Erster Bürgermeister 18 000 Mt
Grundgehalt und 2160 Ml Wohnungsgeldzuschuß , zweiterBürgermeister 14 000 Mt Grundgehalt und 1800 Ml Woh .
nungsgeldzuschuß . Da seit längerer Zeit für die Heidelber¬
ger städtischen Beamten und Angestellten weder Anstellungennoch Beförderungen in Betracht ^ kommen sind , sollen di«Dienst - und Besoldungsverhältniff « neu geregelt werden . - ESkommen einige Höhengruppierungen in Frag « , di« für daS
laufende Rechnungsjahr einen Mehraufwand von 17 000 Mlbedeuten , die aus verfügbaren Mitteln zu decken find . Schließ¬lich wird fich der Ausschuß mit einer neuen BesoldungSord -
nung befaffen , die einen monatlichen Gesamtmehraufwandvon rund 41250 Ml beansprucht , der für das Wirtschaftsjahr1937 auS laufenden Mitteln bestritten werden kann .

Der Bürgerausschuß Neckarbischofsheim nahm den Vor¬
schlag des Gemeinderats auf Zuschuß von 871 Ml zum Ge¬
ländeerwerb ber Goldwarenfabrik Kollmar & Jourdan nach
längerer Aussprache an . Die Anschaffung einer Alarnisirenewurde zurückgestellt . Die Mittel dafür sollen im nächsten Vor¬
anschlag eingestellt werden . Die Abtretung von 6 Quadrat¬
meter Ge c» de wurde ohne Debatte bewilligt .

Bürgermeistrrwahlen . Im Juni und Juli d. I . werden in
zahlreichen Städten und Gemeinden des Bezirks Überlingen
Bürgermeisterwahlen notwendig werden . Ihr « Oberhäupterneu zu wählen haben u . a . Überlingen und Dteersburg , vonden Landgemeinden u . a . Salem , Oberuhldingen und Unter¬
uhldingen , Stetten , Weildorf , Bermatingen , Immenstaad ,
Deggenhausen und Rickenbach.

Nus der Landeshauptstadt
Feriensanderzügr zu ermäßigten Preisen . In diesem Jahresind nachstehende Feriensonderzüge zu ermäßigten Preisen abBaden vorgesehen . Ab Basel und Konstanz nach Hamburgund Bremen am 2., 28. und 30 . Juli , ab Basel und Kon¬

stanz nach Stralsund und Swinemünde am 1 . Juli , ab Baselund Konstanz nach Berlin am 29. und 30 . Juli , ab Basel und
Konstanz nach dem Rheinland am 29 . Juli , ferner von Mann¬
heim nach Basel und Konstanz am W . Juli , von der Pfalz ,von Mannheim und Karlsruhe nach München am 14. und28 . Juli . Es handelt sich jedoch, wie der Bad . Verkehrsverband
besonders darauf hinweist , vorläufig nur um unverbindliche
Angaben , die noch der Bestätigung durch bevorstehende Be¬
sprechungen bedürfen .

IX . Sinf »niek»nzert . Mit E . W . Korngolds „ Liedern des
Abschieds "

gelangt im nächsten Sinfoniekonzert am Montag ,den 26 . März , ein Werk zur Erstaufführung , daZ in der
zyklischen Folge seiner vier Gesänge den Komponisten der
„Toten Stadt " von einer sehr ernsten Seite zeigt . Mit
Mazda Strack rechtfertigt sich me Wahl dieses elegischen Er¬
öffnungsstückes um so mehr , als das Hauptwerk des Abends ,Mahlers fünfte Sinfonie , ebenfalls ernsten Charakter trägt .Nach den vier Wunderhorn -Sinfonien und vor der gewal¬tigen Sinfonie der Tausend zählt auch sie zu den bedeutend¬
sten und echtesten Schöpfungen . Die Gelegenheit , unter Ge -
neralmufikdirektor Josef Krips das seltene Werk kennen zulernen , wird in weitesten Kreisen zweifellos starke Beachtung
finden .

Wetternachrichtendienst der Bad . Landeswetterwarte Karls -
ruhe . Während seit dem 9. März die Tagesmittel der Tem¬
peraturen in der Ebene zirka 2—6 Grad unter den lang¬jährigen Normalwerten lagen , bewirkte der gestrige Zustromwarmer Luft eine Temperaturerhöhung , die um 5 Gradüber dem Normalmittel des Tages liegt . In der vergan¬
genen Nacht ist es nur noch in einzelnen Schwarzwaldtälern
zu Frosttemperaturen gekommen . Da der Teilwirbel über
England sich noch vertieft , wird in Mitteleuropa die heutefrüh vorübergehend unterbrochene Südströmung weiter
Warmluft heranführen . Boraussage für 24. März : Weiter¬
hin mild und wechselnd wolkig , nur zeitweise leichte Regen¬
fälle , Luftzufuhr aus Süden .

Irurze Macbricbten aus Waden
DZ . Mannheim , 23. März . Ein von Hans Glückstein ge¬

dichtetes „ Mannheimer Lied" ist von Philipp Stein , dem Vor -
iitzeieden des Badischen Gaues im Sängerbund , vertont wor¬den und wird demnächst in den Mannheimer Volksschulen ein¬
geführt worden .

DZ . Mannheim , 23. März . Heute vormittag sollte vor dem
hiesigen großen Schöffengericht gegen den Verwaltungsober¬
sekretär Hackenjost vom Mannheimer Bezirksamt wegen Un¬
terschlagung von Verwaltungsgeldern und Beseitigung von
Akten verhandelt werden . Als der Angeklagte zum Termin
geführt werden sollte , fand man ihn in seiner Zell « er -
hängt auf .

DZ . Frankenthal , 23 . März . In der gestrigen Verhandlungdes Wagnrrprozeffes wurde die Zeugenvernehmung beendet .Damit ist die Beweiserhebung geschlossen. Die Plädoyers , die
am Freitag und Samstag vorbereitet werden , beginnen am
kommenden Montag .

verschiedenes
Bon Polizribeamtrn in Notwehr rrschoffen

WTB . Berlin , 23 . März . (Tel . ) In der vergangenenNacht erschien am Eingang der Universitätsklinik ein etwa
30jähriger Mann , der vom Pförtner verlangte , daß feine
Personalien ausgenommen würden , - a er sich erschießenwolle . Er bedrohte dann den Pförtner und einen Polizei¬beamten mit der Pistole . Ein Wärter der Klinik alarmierte
schließlich das Überfallkommando , gegen das der Fremde die
Waffe anschlug . Darauf schoß einer der Polizeibeamten und
traf den Fremden ins Herz . Er brach tot zusammen . Die
Personalien konnten noch nicht festgestellt werden .

M Periooen au Milzdrandvergjftung erkrankt .
j *8- , (Tel . ) In Hirschberg an der Saale

Meldung des „Berliner Tageblattes "
.in- der Lederfabrik Kuoch .& Co . 28 Mann «ni Milzbrandvergtf -Die ^ kr^ kungen find verursacht durch die « easbei .tuiig chin^ scher Häute , die yrfolge der Wirren in China nichtmit der not,gen Sorgfalt für Len Export bearbeitet wärrm

» örsen und Markte
Wochenrundsihau nach dem Stand vom 22. März

. Dir Bürse unterliegt immer noch Schwankungen .
'
In derersten Halste der Berichtswoche war «ine nicht unerheblicheFestigung der Börse festzustellen , veranlaßt durch stärkereBeteiligung des Publikums am Geichäst , 'durch Zunahme derausländischen Käufe und durch die Erledigung deö Arbeiter -konfliktes , -der längere Zeit hindurch in stärkerem Maß « alsBaiflemoment gewirkt hatte . Besonders fest lagen Kunst -

seidewerte , die eine ansehnliche Steigerung erfuhren , aberauch die Gruppen Braunkohl «, Elektrotechnik , Krafterzeugung ,Immobilien und Werften lagen fest . In der zweiten Hälfstder Berichtswoche gab es wieder große Geschäftsstille , da di«Beteiligung des Publikums und des Auslandes fast vollstän »
wg aufhörte . Zum Schluß gestaltete fich die Stimmung ander Börse aber wieder etwas freundlicher . Dazu gaben di«Anregung die Februarziffern des deutschen Außenhandels ,Nachrichten aus New Kork über die Auflegung neuer deut¬scher Anleihen und die Beruhigung Aber die Erleichterungdes Geldmarktes .

Am Geldmarkt ließ sich anfänglich keine Entspannung sest -ftellen . Das ZinSniveau hält sich immer noch über dem derVormonat « . Am Devisenmarkt ist bei stärkerem Angebot ein
Kursrückgang «ingetreten . Der Dollar hat den niedrigstenStand des vorigen Jahres erreicht . Der Grund für dieseErscheinung dürfte in der Ultimovorsorge liegen .Produktenmarkt : Die Getreidemärkte liegen immer nochfest , doch sind die Umsätze erheblich zurückgegangen . Die Aus¬
landsofferten sind gestiegen . Für Roggen besteht zur Zeitmehr Interesse als für Weizen . Am Mehlmarkt herrschtnach wie vor eine Stagnation .

Warenmarkt : Die deutschen Zuckermärite lagen recht still .Am Allgäuer Butter - und Käsemarkt ist ein leichter Preis¬rückgang für Butter eingetreten .
Brehmarkt : An den Schlachtviehmärkten gab es genügend «Zufuhr bei lebhaftem Geschäft . Namentlich der Großvieh «markt verfügte über einen vollkommen hinreichenden Be -stand -heimischen Viehs .

Dandel und Mirtscbstt
Berliner Devisennetierunge «

23 . Miir, 22 . mm

Amsterdam 100 G -
Kopenhagen 100 Kr .
Italien . . 100 L-
London . . IPfd .
NewUork . 1 D -
Paris . . 100 Fr -
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . 100 Kr ,

«rld
168.28
112 .03
22 .075
20 .396
4 .1780
16.445
80 .485
68 .80
12 .382

«ries
168 .62
112.25
22.116
20 .436
4 .1860
16.485
80 .645
58.92
12 .402

flklh
168 .22
112 .01
22 .075
20 .393
4 .1780
16.445
80 .485
58 .80
12.382

« ries
168 .96
112 .53
22 .115
20 .433
4 .1860
16 .485
80 .645
58 .92
12 . 402

Die Landesgewrrbebank für Südwestdeutschland A.-G . Karls¬
ruhe hat soeben ihren Bericht über das 6. Geschäftsjahr 1937
veröffentlicht . Der Auffichtsvat stellt im Einvernehmen mitdem Vorstand den Antrag , den erzielten Reingewinn von183 749,07 Ml Wie folgt zu verwenden : Zur Bildung einer
Sonderrücklage 50000 m , 5 Prozent Dividende 59 875 Ml ,Gewinnanteil des Auffichtsrates 4482,68 Mt , 3 Prozent Super¬dividende 35 625 Ml , Vortrag auf neue Rechnung 33 266,44Reichsmark . Dem Bericht des Vorstandes entnehmen wir fol¬gendes : Der schon im Jahre 1926 einyetretene wirtschaftlicheAufschwung hat fich im Jahre 1927 fortgesetzt ; er wurde auchnicht unterbrochen durch die bald eingetretene starke Geldver¬
knappung . Der Gesamtumsatz stieg auf 1,287 Milliarden Ml
( gegen 1,030 Milliarden i . V .) . Am 31 . Dezember 1927 be¬
trugen die schwebenden Wechselverbindlichkeiten 10 967 000 Mt
( gegen 10 229 000 Ml i . B .) , wobei zu bemerken ist, daß dievom badischen Staate verbürgten Wechselkredite cm Handwer¬
kergenossenschaften und Einzelhandwerker restlos znrückgezahltsind .

Stastsanzeiger
Bekanntmachung

Änderung der Ortsbezeichnungen
der Stadt Billingen und der Ge¬
meinden Königsfeld und Schönwald .Das Staatsministerium hat unterm 16 . März 1928 Nr . 2992

beschlossen , daß mit Wirkung vom 1 . April 1928 die Stadt
Villmgen den Namen „Villingen im Sckwarzwald " , die Ge¬meinde Königsfeld den Namen „Königsfeld im Schwarzwald "
und di« Gemeinde Schönwald den Namen „Schönwald im
Schwarzwald " zu führen haben .

Karlsruhe , den 22. März 1928.
Der Minister des Innern

R e m m e l e

Dem Zentralverband deutscher Kriegsbeschädigter und Hin¬terbliebener , Landesverband Württemberg in Stuttgart , wurde
di« Erlaubnis zum Losvertrieb in Baden erteilt .

Karlsruhe , den 21. März 1928.
Der Minister des Innern

I . V . : F ö h r e n b a ch_~
personeller Heil

Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzungm usw
»er planmäßige» Beamte»

dem Bereich des Ministeriums des Innern
Brrsetzt :

Anstaltsoberarzt Medizinalrat Dr. Ludwig Schneider ander Heil - und Pflegeanstalt Emmending «» in gleicher Eigen¬schaft zur Heil - und Pflegeanstalt bei Konstanz .
Entlaste » aus Ansuchen :

Polizeiwachtmeister Karl Mäder i» Freiburg .
Ministerium des Kultus und Unterrichts

Bersetzr in gleicher Eigenschaft :
Turnlehrerin Luise Ropprr an der Lessingschule Karlsruhe

an die LandeLturnanstalt daselbst .

Passende Osterseschenke
zu billigsten

Preisen
findenSiebei

Herrmann & Co .
WÄSCHE - SPEZIALGESCHÄFT

Herrenstraße Ecke Zirkel



■ um OSTEMM LSLG -
BADISCHE BEAMTE
DECKT EUERE __OSTEREIMKAUFE

BEI DEM INSERENTEN DER

Neuheiten in Damen- und Kinder - Bekleidungfür

Frühjahr 1928
♦

9rau m
. öimljardt

Karlsruhe /. S ., Oiaiserstr. ödte fldlersfa
Besichtigen Sie meine* 4 Schaufenster

Dem Ratenkaufabkommender Badischen Beamtenbank angeschlossen 365

die gute Uhr
von Carl Diehl

Kaiser -Allee 7
MQhtbsrger T or ( Neubau)

Reichhaltige Auswahl in Uhren , Gotd-
und Silberwaren aller Art, Bestecke,

Eheringe — Reparaturen 348
Bei Vorzeigen dieser Anzeige5 % Rabatt. Ratenkaufabkommen

Ein

deutsches
Fabrikat

das von Grund auf aus deutschem
Material von deutschen Arbeitern
in unserer Fabrik in Wittenberge ,Bezirk Potsdam, hergestellt wird

8000 Arbeiter and Angestellte

SINGER NÄHMASCHINEN
AKTIENGESELLSCHAFT

KARLSRUHE
Kaiserstraße 205 Werderplatz 42

Spezial -
Geschäft

Aug . Alt
von der Kreuzstraße 17 umgezogen nach

MarkgrafenstraSe 30a
am Lidellplatz Tel. 2883 beim „Kl . Ketterer"
und hält sich bestens empfohlenzur Lieferung

s&mtl. Farben und Utensilien für Gewerbe und Haushalt

Ostern!
Von allen Bergen zutale
Ist ein Leuchten erwacht —
Flammende Frühlingsfanale
Durch die Osternacht !

Von allen Türmen zusammen
Läutet es landhinein —
Herz, mit Glocken und Flamme «
Bricht der Frühling ein !

(£ul» von Strauß und Torney )

WW w zun
für jeden Tisch D ~ Q 4 ~ ~ L,das passende LJ v O L C O i\

Größte Auswahl , niedrigste Preise
Geschenkartikel — Taschenmesser
Nagelpflege - und Scherenetuis usw.

Geschwister Schmid
Spezialgeschäft feiner Stahlwaren und Bestecke

KaiserstraBe 88 (Nähe Marktplatz)
und WaldstraBe 46 (zwischen Sofien* und Amalienstraße)

Zum Frühjahrsputz
alle Artikel zur Fußbodenpftege und Reinigung

390

Ostern ist Auferstehungstag . Alles , was
Auferstehung heißt, vom Frühling bis zur
Nengeburt aller Dinge, klingt a« diesem
Tage durcheinander . Der Grundto « aber
ist eine schöne, kräftige Todesverachtung : Tod,
wo ist dein Stachel , Hölle, wo ist dein Sieg ?
Diese Todesverachtung brauchen alle, die
etwas leiste« wollen, denn sonst verkleinern
sie sich selbst durch Todesfurcht und Sorge «
«m Gesundheit und Lebe«.

Friedrich - kaum»««

Meine Lederwaren
Schulranzen Benteltasdüi
Rktumupi BrieMii
Einkaufsbeutel Coupikiüer
Reisetaschen labinenkotfer

nur von

BcsdM. Uade
Telephon 1457

51 KronenstraBe 51

Sie sind erstaunt über
unsere vortreffliche
Auswahl

Möbel !

Holz-Gutmann
Karlstraße 30

Billigste Preise bei günstigen
Bedingungen .

Dem Ratenkaufabkommen der
Bad. Beamtenbank angeschlossen. 356

C. (Reinjjoldt Sohn
Inhaber: HEINRICH KOCH

Kaiserstraße 161 Ecke Ritterstraße

iKonfimanden-VJfjren
in Gold , Silber und Metall in bekannt guten Qualitäten

Werkstatt ftr Reparaturen 383

decken Sie ftbren 9mj)ja}}rs^ edarf im führenden

in

Gardinen , 5tores
Dekorationen

Bett - , Tisch - und
Divandecken

Gardinen -Spezialhaus
Gebr . Kaul
KARLSRUHE

Kaiserstraße 109
zwischen Adler- und KronenstraBe
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